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V o r l a g e  

des Rechtsausschusses 

 

zum Entwurf eines Kirchengesetzes zur Neufassung der Verwaltungsverordnung 
über die Erteilung von nebenamtlichem Religionsunterricht 

(Drs. Nr. 69/23 G)  

 

 

 

 

Der Rechtsausschuss empfiehlt, das Kirchengesetz zur Neufassung der Verwaltungsverordnung 
über die Erteilung von nebenamtlichem Religionsunterricht in der anhängenden Fassung zu ver-
abschieden. 

 

 

 

Berichterstatter: Synodaler Bernd Weirauch 

 

 

 

 

Anlage: 

Synopse 
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Entwurf 

Kirchengesetz zur Neufassung der Verwaltungsverordnung über die Erteilung 

von nebenamtlichem Religionsunterricht 

Vom… 

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau hat das 

folgende Kirchengesetz beschlossen: 

 

Artikel 1 

Verwaltungsverordnung  

über die Erteilung von nebenamtlichem Religionsunterricht 

§ 1  

Religionsunterricht als Dienstpflicht der Pfarrerinnen und Pfarrer und der Pfarrerinnen 

und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe  

 

(1) Zu den Dienstpflichten der Pfarrerinnen und Pfarrer mit gemeindlichem Auftrag 

und Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe gehört die Erteilung 

des schulischen Religionsunterrichts nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen. 

(2) Für jede volle Pfarrstelle mit gemeindlichem Auftrag werden zwei Wochenstunden 

Religionsunterricht berechnet, die im Nachbarschaftsraum als verpflichtendes 

Kontingent festgelegt werden. Vakante Pfarrstellen werden nicht in die Berechnung 

einbezogen. Das verpflichtende Kontingent von Religionsunterrichtsstunden wird im 

Nachbarschaftsraum nach den folgenden Regelungen verteilt.     

(3) Pfarrerinnen und Pfarrer im übergemeindlichen Dienst sind zur Erteilung 

schulischen Religionsunterrichts verpflichtet, wenn dies im Dienstauftrag festgestellt 

wird. Die Feststellung setzt die Vereinbarkeit des übergemeindlichen Dienstes mit 

der Erteilung von Religionsunterricht voraus. 

(4) Wer an der Erteilung des Unterrichts verhindert ist, teilt dies unverzüglich der 

Schulleitung mit. Verhinderungen, die über die Dauer von zwei Wochen hinausgehen 

(z. B. Fortbildung, Urlaub außerhalb der Fe-rien), sind auch dem Kirchlichen 

Schulamt anzuzeigen. 

 

 

§ 2  

Regelungen für die Erteilung von Religionsunterricht im Nachbarschaftsraum 

 

(1) In jedem Nachbarschaftsraum erstellt das Verkündigungsteam als Teil der 

Dienstordnung ein Konzept, an welchen Schulen im Nachbarschaftsraum 

Religionsunterricht erteilt werden soll. Das Konzept beinhaltet auch Kooperationen 

mit den Schulen (Gottesdienste, Projekte oder Seelsorgeangebote). Pfarrerinnen und 
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Pfarrer an diesen Schulen sind an der Erstellung des Konzeptes zu beteiligen. Das 

Konzept bedarf der Genehmigung des Kirchlichen Schulamts. 

(2)  Die Religionsunterrichtsstunden des Kontingents werden von den Pfarrerinnen 

und Pfarrer eines Nachbarschaftsraumes untereinander aufgeteilt. Pfarrerinnen und 

Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe müssen zwei Pflichtstunden erteilen. 

Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf 

Probe sollen nicht mehr als acht Wochenstunden Religionsunterricht an nicht mehr 

als zwei Schulen erteilen. Ausnahmen sind vom Kirchlichen Schulamt zu 

genehmigen.  

(3)  In der Dienstordnung des Nachbarschaftsraums kann festgelegt werden, dass 

eine Gemeindepädagogin oder ein Gemeindepädagoge, die oder der für die 

Erteilung von Religionsunterricht qualifiziert ist, Religionsunterricht aus dem 

Kontingent übernimmt.   

(4) Unterrichtet eine Pfarrerin oder ein Pfarrer oder eine Pfarrerin oder ein Pfarrer im 

Probedienst oder eine Gemeindepädagogin oder ein Gemeindepädagoge im Umfang 

von mehr als vier Wochenstunden, ist ein Stellenwechsel nur zum Ende des Schul-

halbjahrs möglich. 

 

§ 3 

Erhebung über Religionsunterricht 

 

Zu Beginn eines jedes Schuljahres fordert die Kirchenverwaltung Angaben des 

Nachbarschaftsraumes über ihren Religions- und Konfirmandenunterricht an. Jede 

Veränderung während des Schuljahres ist ebenfalls der Kirchenverwaltung 

unverzüglich auf dem Dienstweg anzuzeigen. 

 

§ 4 

Vergütung 

  

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Pfarrerinnen und Pfarrer auf Probe erhalten für 

den Religionsunterricht, den sie im Rahmen ihrer Verpflichtung nach § 1 erteilen, 

keine Vergütung. Für darüber hinaus erteilten Religionsunterricht erhalten sie eine 

Vergütung nach den staatlichen Rechtsvorschriften in der jeweils geltenden Fassung. 

Zusätzlich gemäß § 2 übernommene Pflichtstunden werden nicht vergütet.  

(2) Hinsichtlich der Finanzierung des nebenamtlichen Religionsunterrichts durch die 

Bundesländer Hessen und Rheinland-Pfalz gelten die mit den Ländern getroffenen 

Vereinbarungen.  

(3) Soweit das Land Hessen gemäß den Bestimmungen des hessischen 

Reisekostengesetzes geringere Fahrkosten als nach kirchlichen Bestimmungen 

gewährt, wird auf Antrag die Differenz von der Kirchenverwaltung erstattet, wenn der 

Unterricht außerhalb des Nachbarschaftsraumes erfolgt. Für den rheinland-
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pfälzischen Gebietsteil sind Reisekosten ausschließlich bei der Kirchenverwaltung zu 

beantragen.  

(4) Bei Pflichtstunden aus Umverteilungen richtet sich die staatliche 

Vergütungsverpflichtung nach dem Unterricht der den Unterricht abgebenden 

Pfarrerin der des den Unterricht abgebenden Pfarrers. 

 

§ 5 

Unterrichtserteilung durch Pfarramtskandidatinnen und -kandidaten 

 

Pfarramtskandidateninnen und Pfarramtskandidaten können während ihrer 

Ausbildung nur unter der Verantwortung der Lehrpfarrerin oder des Lehrpfarrers oder 

ihrer Mentorin oder ihres Mentors Religionsunterricht erteilen. Sie dürfen erst nach 

bestandenem Zweiten Theologischen Examen im Rahmen eines nebenamtlichen 

Gestellungsvertrages Religionsunterricht erteilen. 

 

§ 6 

Übergangsvorschriften 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer, die bis zum 31. Juli 2025 das 60. Lebensjahr vollendet 

haben, sind nicht verpflichtet, Religionsunterricht zu erteilen. 

(2) Die erste Berechnung der Kontingente der Nachbarschaftsräume erfolgt auf der 

Grundlage der Daten der Pfarrstellenbemessung zum 31.12.2029. 

 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. August 2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 

Verordnung über die Erteilung von nebenamtlichem Religionsunterricht an Schulen 

durch Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Pfarrerinnen und Pfarrer im 

Pfarrdienstverhältnis auf Probe vom 26. März 1990 (ABl. 1990 S. 77), zuletzt 

geändert am 25. November 2015 (ABl. 2015 S. 370), außer Kraft. 
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Synopse 

 

Geltendes Recht Gesetzentwurf 1. Lesung Gesetzentwurf 2 Lesung 
Verordnung über die Erteilung von ne-
benamtlichem Religionsunterricht an 
Schulen durch Pfarrerinnen und Pfar-
rer sowie Pfarrerinnen und Pfarrer im 

Pfarrdienstverhältnis auf Probe 

Verwaltungsverordnung über die Ertei-
lung von nebenamtlichem Religionsun-
terricht 

Verwaltungsverordnung über die Ertei-
lung von nebenamtlichem Religionsun-
terricht 

§ 1 
Religionsunterricht als Dienstpflicht der 

Pfarrer/innen 
und Pfarrer/innen im Pfarrdienstverhältnis 

auf Probe 
 

(1) Zu den Dienstpflichten der Pfarrer/in-
nen und Pfarrer/innen im Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe gehört die Erteilung des 
schulischen Religionsunterrichts nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen. 
 
(2) Pfarrer/innen und Pfarrer/innen im 
Pfarrdienstverhältnis auf Probe im Ge-
meindedienst sind verpflichtet, unentgelt-
lich vier Wochenstunden Religionsunter-
richt zu erteilen (Pflichtstunden). 

§ 1  
Religionsunterricht als Dienstpflicht der 

Pfarrerinnen und Pfarrer und der Pfarrerin-
nen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis 

auf Probe  
 

(1) Zu den Dienstpflichten der Pfarrerinnen 
und Pfarrer im Gemeindepfarrdienst und 
Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe gehört die Erteilung des 
schulischen Religionsunterrichts nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen. 
(2) Für jede Pfarrstelle im Gemeindepfarr-
dienst werden zwei Wochenstunden Religi-
onsunterricht berechnet, die im Nachbar-
schaftsraum als verpflichtendes Kontingent 
festgelegt werden. Im Nachbarschaftsraum 
können die im Kontingent festgelegten Re-

§ 1 
Religionsunterricht als Dienstpflicht der Pfar-

rerinnen und Pfarrer und der Pfarrerinnen 
und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf 

Probe 
 
(1) Zu den Dienstpflichten der Pfarrerinnen 
und Pfarrer mit gemeindlichem Auftrag und 
Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe gehört die Erteilung des 
schulischen Religionsunterrichts nach Maß-
gabe der folgenden Bestimmungen. 
(2) Für jede volle Pfarrstelle mit gemeindli-
chem Auftrag werden zwei Wochenstunden 
Religionsunterricht berechnet, die im Nach-
barschaftsraum als verpflichtendes Kontin-
gent festgelegt werden. Vakante Pfarrstellen 
werden nicht in die Berechnung einbezogen. 
Das verpflichtende Kontingent von Religi-
onsunterrichtsstunden wird im Nachbar-
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(3) Für Pfarrer/innen und Pfarrer/innen im 
Pfarrdienstverhältnis auf Probe mit einge-
schränktem Dienstauftrag verringert sich 
die Zahl auf zwei Wochenstunden. 
(4) Pfarrer/innen im übergemeindlichen 
Dienst sind nur dann zur Erteilung schuli-
schen Religionsunterrichts verpflichtet, 
wenn dies im Dienstauftrag festgestellt 
wird. Die Feststellung setzt die Vereinbar-
keit des übergemeindlichen Dienstes mit 
der Erteilung von Religionsunterricht vo-
raus. 
(5) Über den Einsatzort – auch außerhalb 
des eigenen Pfarrbereichs oder Dekanats 
– im Religionsunterricht entscheidet das 
Kirchliche Schulamt im Benehmen mit 
dem/der Dekan/in und dem/der Betroffe-
nen. 
(6) Wer an der Erteilung des Unterrichts 
verhindert ist, teilt dies unverzüglich der 
Schulleitung mit. Verhinderungen, die 
über die Dauer von zwei Wochen hinaus-
gehen (z. B. Fortbildung, Urlaub außer-
halb der Ferien), sind auch dem Kirchli-
chen Schulamt anzuzeigen. 
 
 

ligionsunterrichtsstunden nach den folgen-
den Regelungen untereinander verteilt 
werden.     
 
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer im überge-
meindlichen Dienst sind nur dann zur Ertei-
lung schulischen Religionsunterrichts ver-
pflichtet, wenn dies im Dienstauftrag fest-
gestellt wird. Die Feststellung setzt die Ver-
einbarkeit des übergemeindlichen Dienstes 
mit der Erteilung von Religionsunterricht 
voraus. 
 
 
 
 
 
 
(4) Wer an der Erteilung des Unterrichts 
verhindert ist, teilt dies unverzüglich der 
Schulleitung mit. Verhinderungen, die über 
die Dauer von zwei Wochen hinausgehen 
(z. B. Fortbildung, Urlaub außerhalb der 
Ferien), sind auch dem Kirchlichen Schul-
amt anzuzeigen. 

 

schaftsraum nach den folgenden Regelun-
gen verteilt.   
 
   
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer im überge-
meindlichen Dienst sind nur dann zur Ertei-
lung schulischen Religionsunterrichts ver-
pflichtet, wenn dies im Dienstauftrag festge-
stellt wird. Die Feststellung setzt die Verein-
barkeit des übergemeindlichen Dienstes mit 
der Erteilung von Religionsunterricht voraus. 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Wer an der Erteilung des Unterrichts ver-
hindert ist, teilt dies unverzüglich der Schul-
leitung mit. Verhinderungen, die über die 
Dauer von zwei Wochen hinausgehen (z. B. 
Fortbildung, Urlaub außerhalb der Ferien), 
sind auch dem Kirchlichen Schulamt anzu-
zeigen. 

§ 2 

Befreiung von Pflichtstunden 

(1) Die pflichtgemäße Erteilung von vier 
Wochenstunden Religionsunterricht kann 

 
entfällt 

 
entfällt 
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bei Pfarrer/innen in Ausnahmefällen aus 
besonderen Gründen auf Antrag befristet 
für ein Schuljahr herabgesetzt oder aus-
gesetzt werden (z. B. im Krankheitsfall, 
bei der Übernahme der Leitung einer Dia-
koniestation, bei gesamtkirchlichen Be-
auftragungen mit erheblicher Arbeitsbe-
lastung oder bei längerer Vakanzvertre-
tung). Pfarrer/innen im Pfarrdienstverhält-
nis auf Probe können nur im Krankheits-
fall befreit werden. Im Krankheitsfall ist 
die Vorlage eines fachärztlichen Attestes 
erforderlich, aus dem hervorgeht, in wel-
cher Weise die Dienstfähigkeit einge-
schränkt ist. Nebenberufliche/nebenamtli-
che Tätigkeiten begründen in der Regel 
keine Befreiung von Pflichtstunden. Über 
diesbezügliche Ausnahmen entscheidet 
die Kirchenverwaltung. 
(2) Die Verpflichtung verringert sich auf 
zwei Wochenstunden vom Ablauf des 
Schulhalbjahres an, indem der/die Pfar-
rer/in das 55. Lebensjahr vollendet hat 
und entfällt mit Ablauf des Schulhalbjah-
res, in dem er/sie das 60. Lebensjahr voll-
endet hat. Erteilt ein/eine Pfarrer/in unge-
achtet dieser Vergünstigung weiter Unter-
richt, so erhält er/sie die Stundenvergü-
tung, soweit diese vom Schulträger ge-
zahlt wird. 
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(3) Wird die Wochenstundenzahl wegen 
einer Nebentätigkeit, für die der/die Pfar-
rer/in eine Vergütung erhält, herab- oder 
ausgesetzt, so ist der/die Pfarrer/in ver-
pflichtet, die Vergütung dafür bis zur 
Höhe des Betrages abzuführen, der der 
Vergütung für die Zahl von Wochenstun-
den entspricht, um die die Verpflichtung 
verringert worden ist. 2 § 6 Abs. 2 Satz 
3 gilt entsprechend. 
(4) Die Erteilung von vier bis höchstens 
acht Wochenstunden Religionsunterricht 
bedarf der Genehmigung. 
(5) Anträge nach Absatz 1 oder 4 sind mit 
der Stellungnahme des Dekans / der De-
kanin und des Propstes / der Pröpstin an 
das zuständige Kirchliche Schulamt zu 
richten, das eine Entscheidung trifft. Die 
Entscheidung ist mit Gründen dem An-
tragsteller/der Antragstellerin und der Kir-
chenverwaltung auf dem Dienstweg mit-
zuteilen. Lehnt das Kirchliche Schulamt 
den Antrag ganz oder zum Teil ab, kann 
der Antragsteller/die Antragstellerin eine 
Überprüfung der Entscheidung durch die 
Kirchenleitung beantragen. Der Überprü-
fungsantrag ist mit der Stellungnahme 
des Dekans/der Dekanin und des Props-
tes/der Pröpstin bei der Kirchenverwal-
tung einzureichen. 
 

https://www.kirchenrecht-ekhn.de/document/18817#s16160004
https://www.kirchenrecht-ekhn.de/document/18817#s16160004
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§ 3 

Umverteilung von Pflichtstunden 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(1) Pfarrer/innen und Pfarrer/innen im 
Pfarrdienstverhältnis auf Probe eines De-
kanats bzw. Nachbarschaftsbereiches 
können auf Antrag ihre Pflichtstunden 
einvernehmlich untereinander umvertei-

 
§ 2  

Regelungen für die Erteilung von Religi-
onsunterricht im Nachbarschaftsraum   

 
(1) Für jede Pfarrstelle werden zwei Wo-
chenstunden Religionsunterricht berech-
net, die im Nachbarschaftsraum als Kontin-
gent summiert werden. Dabei werden Wo-
chenstunden von  
vakanten Pfarrstellen nicht eingerechnet.  
(2) In jedem Nachbarschaftsraum erstellt 
das Verkündigungsteam als Teil der 
Dienstordnung ein Konzept, an welchen 
Schulen im Nachbarschaftsraum Religions-
unterricht erteilt werden soll, das vom 
Kirchlichen Schulamt im Benehmen mit der 
Dekanin oder dem Dekan genehmigt wer-
den muss. Das Konzept beinhaltet auch 
Kooperationen mit den Schulen (Gottes-
dienste, Projekte oder Seelsorgeange-
bote). 
 
 
 
  
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer eines Nach-
barschaftsraumes teilen die im Kontingent 
festgelegten Religionsstunden einver-
nehmlich untereinander auf. Bei Pfarrerin-
nen und Pfarrern im Pfarrdienstverhältnis 

 
§ 2  

Regelungen für die Erteilung von Religions-
unterricht im Nachbarschaftsraum   

 
(1) Für jede Pfarrstelle werden zwei Wo-
chenstunden Religionsunterricht berechnet, 
die im Nachbarschaftsraum als Kontingent 
summiert werden. Dabei werden Wochen-
stunden von  
vakanten Pfarrstellen nicht eingerechnet.  
(1) In jedem Nachbarschaftsraum erstellt 
das Verkündigungsteam als Teil der Dienst-
ordnung ein Konzept, an welchen Schulen 
im Nachbarschaftsraum Religionsunterricht 
erteilt werden soll, das vom Kirchlichen 
Schulamt im Benehmen mit der Dekanin o-
der dem Dekan genehmigt werden muss. 
Das Konzept beinhaltet auch Kooperationen 
mit den Schulen (Gottesdienste, Projekte o-
der Seelsorgeangebote). Pfarrerinnen und 
Pfarrer an diesen Schulen sind an der Er-
stellung des Konzeptes zu beteiligen. Das 
Konzept bedarf der Genehmigung des 
Kirchlichen Schulamts. 
  
(2)  Die Religionsunterrichtsstunden des 
Kontingents werden von den Pfarrerinnen 
und Pfarrer eines Nachbarschaftsraumes 
untereinander aufgeteilt. Pfarrerinnen und 
Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe 
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len. Bei Pfarrer/innen im Pfarrdienstver-
hältnis auf Proben darf die Mindeststun-
denzahl nicht unterschritten werden. Wird 
von der Möglichkeit der Umverteilung Ge-
brauch gemacht, soll das Stundenmaß 
des/der einzelnen Pfarrers/in bzw. der 
Pfarrerin oder des Pfarrers im Pfarr-
dienstverhältnis auf Probe acht Wochen-
stunden nicht überschreiten. § 2 Abs. 
4 bleibt unberührt. Im Einvernehmen mit 
dem/der Dekan/in hat innerhalb der an 
der Umverteilung Beteiligten ein Aus-
gleich der dienstlichen Belastung durch 
Arbeitsentlastung bzw. Aufgabenzuwei-
sung zu erfolgen. 
 
(2) Pfarrer/innen und Pfarrer/innen im 
Pfarrdienstverhältnis auf Probe sind nicht 
verpflichtet, sich an der Umverteilung von 
Pflichtstunden zu beteiligen. 
(3) 1 Anträge sind jeweils für ein Schul-
jahr zu stellen. 2 § 2 Abs. 5 gilt entspre-
chend. 
 

auf Probe darf die Zahl von zwei Pflicht-
stunden nicht unterschritten werden. Sie 
sind nicht verpflichtet, mehr als zwei Stun-
den Religionsunterricht zu erteilen. Bei der 
Aufteilung des Stundenkontingents des 
Religionsunterrichts soll das Stundenmaß  
der einzelnen Pfarrerin oder des einzelnen 
Pfarrers oder der einzelnen Pfarrerin oder 
des einzelnen Pfarrers im Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe acht Wochenstunden 
nicht überschreiten. Der Einsatz einer Per-
son darf nicht an mehr als zwei Schulen er-
folgen. Ausnahmen sind vom Kirchlichen 
Schulamt zu genehmigen.  
 
 
siehe Abs. 3 Satz 3 
 
 
 
entfällt 
 
 
(4)  In einem Nachbarschaftsraum kann in 
einer Dienstordnung auch festgelegt wer-
den, dass eine Gemeindepädagogin oder 
ein Gemeindepädagoge, die oder der für 
die Erteilung von Religionsunterricht quali-
fiziert ist, Religionsunterricht aus dem Kon-
tingent übernimmt.   
(5) Unterrichtet eine Pfarrerin oder ein 
Pfarrer oder eine Pfarrerin oder ein Pfarrer 

müssen zwei Pflichtstunden erteilen. Pfarre-
rinnen und Pfarrer sowie Pfarrerinnen und 
Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe 
sollen nicht mehr als acht Wochenstunden 
Religionsunterricht an nicht mehr als zwei 
Schulen erteilen. Ausnahmen sind vom 
Kirchlichen Schulamt zu genehmigen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
entfällt 
 
 
 
entfällt 
 
 
(3)  In der Dienstordnung des Nachbar-
schaftsraums kann festgelegt werden, dass 
eine Gemeindepädagogin oder ein Gemein-
depädagoge, die oder der für die Erteilung 
von Religionsunterricht qualifiziert ist, Religi-
onsunterricht aus dem Kontingent über-
nimmt.   
(4) Unterrichtet eine Pfarrerin oder ein Pfar-
rer oder eine Pfarrerin oder ein Pfarrer im 

https://www.kirchenrecht-ekhn.de/document/18817#s16120004
https://www.kirchenrecht-ekhn.de/document/18817#s16120004
https://www.kirchenrecht-ekhn.de/document/18817#s16120004
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im Probedienst oder eine Gemeindepäda-
gogin oder ein Gemeindepädagoge im Um-
fang von mehr als vier Wochenstunden, ist 
ein Stellenwechsel nur zum Ende des 
Schulhalbjahrs möglich. 

 

Probedienst oder eine Gemeindepädagogin 
oder ein Gemeindepädagoge im Umfang 
von mehr als vier Wochenstunden, ist ein 
Stellenwechsel nur zum Ende des Schul-
halbjahrs möglich. 

§ 4 

Auf die Befreiung von Pflichtstunden (§ 2) 
oder auf Genehmigung einer Umvertei-
lung (§ 3) besteht kein Rechtsanspruch. 
 

 
entfällt 

 
entfällt 

§ 5 

Erhebung über Religionsunterricht 

(1) Zu Beginn eines jedes Schuljahres 
fordert die Kirchenverwaltung Angaben 
der Pfarrer/innen und Pfarrer/innen im 
Pfarrdienstverhältnis auf Probe über ihren 
Religions- und Konfirmandenunterricht 
an. Jede Veränderung während des 
Schuljahres ist ebenfalls der Kirchenver-
waltung unverzüglich auf dem Dienstweg 
anzuzeigen. 
(2) Der Unterricht darf nur mit Zustim-
mung des Kirchlichen Schulamtes nieder-
gelegt werden. 

 

 
§ 3 

Erhebung über Religionsunterricht 
 
Zu Beginn eines jedes Schuljahres fordert 
die Kirchenverwaltung Angaben des Nach-
barschaftsraumes über ihren Religions- 
und Konfirmandenunterricht an. Jede Ver-
änderung während des Schuljahres ist 
ebenfalls der Kirchenverwaltung unverzüg-
lich auf dem Dienstweg anzuzeigen. 
 

entfällt 

 
§ 3 

Erhebung über Religionsunterricht 
 
Zu Beginn eines jedes Schuljahres fordert 
die Kirchenverwaltung Angaben des Nach-
barschaftsraumes über ihren Religions- und 
Konfirmandenunterricht an. Jede Verände-
rung während des Schuljahres ist ebenfalls 
der Kirchenverwaltung unverzüglich auf dem 
Dienstweg anzuzeigen. 

 
entfällt 

§ 6 

Vergütung 

§ 4 
Vergütung 

 

 
§ 4 

Vergütung  

https://www.kirchenrecht-ekhn.de/document/18817#s16120004
https://www.kirchenrecht-ekhn.de/document/18817#s16130004
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(1) Der/die Pfarrer/in und der/die Pfar-
rer/in auf Probe erhält für den Religions-
unterricht, den er/sie im Rahmen sei-
ner/ihrer Verpflichtung nach § 1 erteilt, 
keine Vergütung. Für darüber hinaus er-
teilten Religionsunterricht erhält er/sie 
eine Vergütung nach den staatlichen 
Rechtsvorschriften in der jeweils gelten-
den Fassung. Zusätzlich gemäß § 3 über-
nommene Pflichtstunden werden nicht 
vergütet. 
(2) Hinsichtlich der Finanzierung des ne-
benamtlichen Religionsunterrichts durch 
die Bundesländer Hessen und Rheinland-
Pfalz gelten die mit den Ländern getroffe-
nen Vereinbarungen. 
(3) Soweit das Land Hessen gemäß den 
Bestimmungen des hessischen Reisekos-
tengesetzes geringere Fahrkosten als 
nach kirchlichen Bestimmungen gewährt, 
wird auf Antrag die Differenz von der Kir-
chenverwaltung erstattet, wenn der Un-
terricht außerhalb der Kirchengemeinde 
erfolgt. Für den rheinland-pfälzischen Ge-
bietsteil sind Reisekosten ausschließlich 
bei der Kirchenverwaltung zu beantragen. 
(4) Bei Pflichtstunden aus Umverteilun-
gen richtet sich die staatliche Vergütungs-
verpflichtung nach dem Unterricht des/der 
den Unterricht abgebenden Pfarrers/in. 

 

 
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Pfarre-
rinnen und Pfarrer auf Probe erhalten für 
den Religionsunterricht, den sie im Rah-
men ihrer Verpflichtung nach § 1 erteilen, 
keine Vergütung. Für darüber hinaus erteil-
ten Religionsunterricht erhalten sie eine 
Vergütung nach den staatlichen Rechtsvor-
schriften in der jeweils geltenden Fassung. 
Zusätzlich gemäß § 2 übernommene 
Pflichtstunden werden nicht vergütet. 
(2) Hinsichtlich der Finanzierung des ne-
benamtlichen Religionsunterrichts durch 
die Bundesländer Hessen und Rheinland-
Pfalz gelten die mit den Ländern getroffe-
nen Vereinbarungen.  
(3) Soweit das Land Hessen gemäß den 
Bestimmungen des hessischen Reisekos-
tengesetzes geringere Fahrkosten als nach 
kirchlichen Bestimmungen gewährt, wird 
auf Antrag die Differenz von der Kirchen-
verwaltung erstattet, wenn der Unterricht 
außerhalb des Nachbarschaftsraumes er-
folgt. Für den rheinland-pfälzischen Ge-
bietsteil sind Reisekosten ausschließlich 
bei der Kirchenverwaltung zu beantragen.   
(4) Bei Pflichtstunden aus Umverteilungen 
richtet sich die staatliche Vergütungsver-
pflichtung nach dem Unterricht der den Un-
terricht abgebenden Pfarrerin der des den 
Unterricht abgebenden Pfarrers. 
 

 
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Pfarre-
rinnen und Pfarrer auf Probe erhalten für 
den Religionsunterricht, den sie im Rahmen 
ihrer Verpflichtung nach § 1 erteilen, keine 
Vergütung. Für darüber hinaus erteilten Re-
ligionsunterricht erhalten sie eine Vergütung 
nach den staatlichen Rechtsvorschriften in 
der jeweils geltenden Fassung. Zusätzlich 
gemäß § 2 übernommene Pflichtstunden 
werden nicht vergütet.  
(2) Hinsichtlich der Finanzierung des neben-
amtlichen Religionsunterrichts durch die 
Bundesländer Hessen und Rheinland-Pfalz 
gelten die mit den Ländern getroffenen Ver-
einbarungen.  
(3) Soweit das Land Hessen gemäß den 
Bestimmungen des hessischen Reisekos-
tengesetzes geringere Fahrkosten als nach 
kirchlichen Bestimmungen gewährt, wird auf 
Antrag die Differenz von der Kirchenverwal-
tung erstattet, wenn der Unterricht außer-
halb des Nachbarschaftsraumes erfolgt. Für 
den rheinland-pfälzischen Gebietsteil sind 
Reisekosten ausschließlich bei der Kirchen-
verwaltung zu beantragen.   
(4) Bei Pflichtstunden aus Umverteilungen 
richtet sich die staatliche Vergütungsver-
pflichtung nach dem Unterricht der den Un-
terricht abgebenden Pfarrerin der des den 
Unterricht abgebenden Pfarrers. 
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§ 7 

Die Kirchlichen Schulämter können Pfar-
rer/innen und Pfarrer/innen im Pfarr-
dienstverhältnis auf Probe über die 
Pflichtstunden nach § 1 hinaus im Vertre-
tungsfall mit der Erteilung von zusätzli-
chem Religionsunterricht beauftra-
gen. Die vom Land oder vom Schulträger 
an die EKHN gezahlte Vergütung ist ein-
zubehalten. Wird die Vergütung an die 
Pfarrer/innen oder Pfarrer/innen im Pfarr-
dienstverhältnis auf Probe gezahlt, so ist 
sie an die EKHN abzuführen. 

 

 
entfällt 

 

 
entfällt 

§ 8 

 
 
 
Pfarramtskandidaten/innen können wäh-
rend ihrer Ausbildung nur unter der Ver-
antwortung des/der Lehrpfarrers/in oder 
ihres/ihrer Mentor/Mentorin Religionsun-
terricht erteilen. Sie dürfen erst nach be-
standenem Zweiten Theologischen Exa-
men im Rahmen eines nebenamtlichen 
Gestellungsvertrages Religionsunterricht 
erteilen. 

 

 
§ 5 

 
 
 
Pfarramtskandidateninnen und Pfarramts-
kandidaten können während ihrer Ausbil-
dung nur unter der Verantwortung der 
Lehrpfarrerin oder des Lehrpfarrers oder 
ihrer Mentorin oder ihres Mentors Religi-
onsunterricht erteilen. Sie dürfen erst nach 
bestandenem Zweiten Theologischen Exa-
men im Rahmen eines nebenamtlichen 
Gestellungsvertrages Religionsunterricht 
erteilen. 
 

 
§ 5 

Unterrichtserteilung durch Pfarramtskandi-
datinnen und -kandidaten 

 
Pfarramtskandidateninnen und Pfarramts-
kandidaten können während ihrer Ausbil-
dung nur unter der Verantwortung der Lehr-
pfarrerin oder des Lehrpfarrers oder ihrer 
Mentorin oder ihres Mentors Religionsunter-
richt erteilen. Sie dürfen erst nach bestande-
nem Zweiten Theologischen Examen im 
Rahmen eines nebenamtlichen Gestellungs-
vertrages Religionsunterricht erteilen. 
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§ 6

Pfarrerinnen und Pfarrer, die bis zum 31. 
Juli 202… das 60. Lebensjahr vollendet 
haben, sind nicht verpflichtet, Religionsun-
terricht zu erteilen. 

§ 6
Übergangsvorschriften 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer, die bis zum 31.
Juli 2025 das 60. Lebensjahr vollendet ha-
ben, sind nicht verpflichtet, Religionsunter-
richt zu erteilen.
(2) Die erste Berechnung der Kontingente
der Nachbarschaftsräume erfolgt auf der 
Grundlage der Daten der Pfarrstellenbemes-
sung zum 31. Dezember 2029. 


